
- 1 -

39100 Bolzano / Bozen  
via F.Crispi / F.Crispi-Straße 9 
tel +39 0471 288333 - info@pdc-partner.it

20121 Milano / Mailand 
Foro Buonaparte 70 

39036 Stern / La Villa di Badia
Str. Ninz 63 
tel +39 0471 847360

An alle 

Mandanten 

Rundschreiben 

Nr. 26/2026                                                                                      Bozen, den 8. Mai 2026 

Hyperabschreibungen – Durchführungsbestimmungen am 4. Mai 2026 endlich genehmigt 

Wie mitgeteilt, wurden mit dem letzten Haushaltsgesetz (Art. 1, Abs. 427-436 G. 199/2025) 

zwecks Investitionsförderung wieder sog. Hyperabschreibungen eingeführt, wobei für Steuer-

zwecke die Bemessungsgrundlage für die Abschreibungen fiktiv erhöht wird. Begünstigt sind 

Investitionen, die zwischen dem 1. Januar 2026 und dem 30. September 2028 getätigt wer-

den, und zwar: 

- in neue materielle und immaterielle Wirtschaftsgüter, welche die einschlägigen Vorausset-

zungen für „Industrie 4.0“ (Anhänge IV und V) erfüllen und mit dem betrieblichen Produkti-

onsmanagementsystem oder der Lieferkette vernetzt sind, sowie 

- in neue materielle Güter zur Eigenproduktion von Energie aus erneuerbaren Quellen für 

den Eigenverbrauch (auch räumlich getrennt), einschließlich Energiespeicheranlagen; bei Pho-

tovoltaik ist die Förderung auf Anlagen mit bestimmten, gesetzlich definierten Modultypen be-

schränkt. 

Nicht begünstigt ist nach der endgültigen Fassung der Durchführungsverordnung über Cloud-

Modelle bzw. als Dienstleistung bezogene Software (Software-as-a-Service). Förderfähig blei-

ben somit grundsätzlich nur aktivierbare immaterielle Wirtschaftsgüter. 
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Ursprünglich waren Güter mit Herkunft von außerhalb der EU ausgeschlossen; diese Anforde-

rung ist unlängst gestrichen worden, verhinderte aber über Monate die Veröffentlichung der 

notwendigen Durchführungsbestimmungen. Vor wenigen Tagen, genau am 4. Mai 2026, haben 

die zuständigen Ministerien die notwendige Verordnung endlich unterzeichnet, und wir legen 

sie diesem Rundschreiben bei, obwohl sie bis dato nicht im Amtsblatt veröffentlicht worden ist. 

Zudem sind weitere operative Vorgaben, insbesondere zur GSE-Plattform und zu den Melde-

vordrucken, abzuwarten. Unternehmen sollten daher geplante Investitionen sorgfältig doku-

mentieren und vor endgültiger Umsetzung prüfen lassen, ob sämtliche technischen, zeitlichen 

und formellen Voraussetzungen erfüllt werden. In der Fachpresse geht man davon aus, dass es 

bis Mitte Juni dauern wird, bis tatsächlich die notwendigen Meldungen vorgenommen werden 

können.  

Eine kritische Frage muss hier erlaubt sein: Richtet eine solche Förderung vielleicht mehr Scha-

den als Nutzen an, wenn durch Verunsicherungen im ganzen Land die Investitionstätigkeit über 

ein halbes Jahr blockiert wird? 

Hier vorab die wichtigsten Details der Förderung: 

Die Hyperabschreibungen stehen grundsätzlich nur Unternehmen und nicht auch Freiberuflern 

zu. Voraussetzung für die Inanspruchnahme ist außerdem die Einhaltung der Arbeitsschutzbe-

stimmungen und die ordnungsgemäße Erfüllung der Sozialversicherungs- und Beitragspflich-

ten. Die neue Regelung sieht folgende erhöhte fiktive Abschreibungen (nur für Steuerzwecke) 

vor: 

Investitionsvolumen Erhöhung der Abschreibungsbasis Geschätzter Steuervorteil (IRES 24 %)

bis 2,5 Mio. € +180% ca. 43,2%

über 2,5 Mio. € bis 10 Mio. € +100% ca. 24%

über 10 Mio. € bis 20 Mio. € +50% ca. 12%

Die erhöhte Bemessungsgrundlage gilt ausschließlich steuerlich für Abschreibungen und Lea-

singraten. 

Für die Inanspruchnahme sind folgende Meldungen über die Plattform des GSE verpflichtend: 

1. Vorabmitteilung mit Angabe der geplanten Investition;  

2. Bestätigungsmitteilung innerhalb von 60 Tagen nach positiver Rückmeldung des GSE 

mit Nachweis einer Anzahlung von mindestens 20%;  

3. Abschlussmitteilung bis spätestens 15. November 2028 mit Bestätigung der erfolgten 

Vernetzung der Güter;  

4. Zusätzlich sind jährlich voraussichtlich zwei weitere Monitoring-Mitteilungen
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vorgesehen: eine Meldung bis 20. Januar über die voraussichtliche steuerliche Nutzung 

der Förderung sowie eine Ergänzungsmeldung bis 30. Juni über die tatsächliche Inan-

spruchnahme. 

Die Details zu all diesen Meldungen sind noch über weitere Durchführungsbestimmungen fest-

zulegen.  

Für die Inanspruchnahme der Förderung sind umfangreiche Nachweise erforderlich, insbeson-

dere: 

 technische Gutachten („perizia asseverata“) eines Ingenieurs oder Sachverständigen,  

 Bestätigung der Interkonnektion (Vernetzung) der Anlagen,  

 buchhalterische Zertifizierung durch einen Wirtschaftsprüfer,  

 Rechnungen und Zahlungsnachweise,  

 Vertrags- und Abnahmeunterlagen.  

Eine lückenlose Dokumentation ist wesentlich, um spätere Beanstandungen zu vermeiden. 

Insbesondere ist darauf zu achten, dass nach der neuen Regelung für das technische Gutachten 

keine Untergrenze (bislang 300.000 Euro) mehr vorgesehen ist und dass entsprechend eine Ei-

generklärung nicht mehr zulässig ist. 

Die Steuerbegünstigung kann widerrufen werden, wenn das begünstigte Wirtschaftsgut ver-

kauft wird, die Anlage ins Ausland verlagert wird, technische Voraussetzungen fehlen oder die 

Dokumentation unvollständig oder fehlerhaft ist.  

Die Hyperabschreibung kann grundsätzlich mit anderen nationalen oder europäischen Förde-

rungen kombiniert werden, sofern keine doppelte Finanzierung derselben Kosten erfolgt und 

die Gesamtförderung die tatsächlich getragenen Kosten nicht übersteigt.  Aber Vorsicht: Im 

Unterschied zur Vergangenheit ist die Berechnungsgrundlage der fiktiven Abschreibungen jetzt 

um bereits erhaltene Zuschüsse zu reduzieren! 

Sobald das GSE-Portal geöffnet wird und die notwendigen Meldevordrucke verfügbar sind, 

werden wir Sie genauer informieren. 

Im Unterschied zu anderen Förderungen wird offensichtlich nicht verlangt, dass für diese Hy-

perabschreibungen der Abschluss einer Versicherung gegen Umweltkatastrophen nachgewie-

sen wird. 

Bestätigt wurde zudem, dass für bereits 2025 vorgemerkte Investitionen bei Realisierung im 

Jahr 2026 die Hyperabschreibung weiterhin zusteht; maßgeblich bleiben hierfür die steuerli-

chen Zuordnungsregeln gemäß Art. 109 EESt. 
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Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die vorliegenden Durchführungsbestimmungen wi-

der Erwarten keine ausdrücklichen Übergangsregelungen für Investitionen in der Zeit vom 

01.01.26 bis zur Eröffnung der Portale für die Voranmeldungen enthalten. Trotzdem gehen wir 

– auch in Anlehnung an den Wortlaut von Gesetz und Durchführungsbestimmungen – davon 

aus, dass auch Investitionen in dieser Übergangszeit zu den Sonderabschreibungen zugelassen 

sein werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Josef Vieider 

Anlage: 

w.o. 



Il Ministro delle Imprese e del Made in Italy 

di concerto con

Finanze

VISTO il decreto del Presidente della Repubblica 22 dicembre 1986, n. 917, recante il Testo unico 
delle imposte sui redditi

VISTA la legge 7 agosto 1990, n. 241, recante 

VISTO il decreto del Presidente della Repubblica 28 dicembre 2000, n. 445, ed in particolare gli 
articoli 46 e 47 concernenti le dichiarazioni sostitutive di certificazione e le dichiarazioni sostitutive 

VISTO Codice dell'amministrazione digitale

VISTO Attuazione della direttiva 
2006/43/CE, relativa alle revisioni legali dei conti annuali e dei conti consolidati

VISTO Riordino della disciplina riguardante 
gli obblighi di pubblicità, trasparenza e diffusione di informazioni da parte delle pubbliche 
amministrazioni

VISTO il decreto legislativo 30 giugno 2003, n. 196, recante in materia di protezione dei 
, come modificato dal decreto legislativo 10 agosto 2018, n. 101;

VISTO il regolamento (UE) 2016/679 del Parlamento europeo e del Consiglio del 27 aprile 2016, 
relativo alla protezione delle persone fisiche con riguardo al trattamento dei dati personali (GDPR);

VISTO Bilancio 
-

2028
determinazione delle quote di ammortamento e dei canoni di locazione finanziaria, dei beni 
strumentali nuovi funzionali alla trasformazione tecnologica e digitale delle imprese di cui agli 
allegati IV e V alla legge n. 199 de
rinnovabile effettuati dal 1° gennaio 2026 al 30 settembre 2028;
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VISTO, in particolare, il comma 433, del sopracitato articolo 1, che dispone che con apposito 

delle finanze, sono stabilite le modalità attuative della disciplina agevolativa, con particolare 
riguardo alla procedura di accesso al beneficio, nonché al contenuto, alle modalità e ai termini di 

documentazione atta a dimostrare la spettanza del beneficio;

VISTO , comma 5, del decreto-legge 19 febbraio 2026, n. 19, convertito con 
modificazioni dalla legge 20 aprile 2026, n. 50, il quale ha riconosciuto al GSE un compenso per le 
attività allo stesso affidate di 5 milioni per ciascuno degli anni dal 2026 al 2028;

VISTO Attuazione della direttiva (UE) 

VISTA la deliberazione ARERA ARG/elt 99/08, recante Testo integrato delle condizioni tecniche 
ed economiche per la connessione alle reti elettriche con obbligo di connessione di terzi

VISTA Condizioni per promuovere la 
trasparenza dei contratti di vendita ai clienti finali di energia elettrica prodotta da fonti 
rinnovabili

DECRETA

Articolo 1
(Definizioni)

1. Ai fini del presente decreto, sono adottate le seguenti definizioni:

a) Ministero il Ministero delle imprese e del made in Italy;
b) GSE il Gestore dei Servizi Energetici S.p.A.;
c) calore di processo

produzione di acqua calda sanitaria;
d) data di fine lavori

produzione di energia da fonti rinnovabili in conformità con il progetto autorizzato, con 
partic
incluse, per gli impianti di generazione di energia elettrica, le opere necessarie per gli 
apparati di misura e di connessione alla rete, come comunicata al Gestore di Rete ai sensi 
degli articoli 10.6 e 10.6-
Testo integrato delle condizioni tecniche ed economiche per la connessione alle reti 

elettriche con obbligo di connessione di terzi degli impianti di produzione di energia 
elettrica Testo integrato delle connessioni attive TICA

e) dimensionamento degli impianti
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f) energia da fonti rinnovabili energia da fonti rinnovabili non fossili, quale energia eolica, 
solare e geotermica, energia osmotica, energia energia mareomotrice, del
moto ondoso e altre forme di energia marina, energia idraulica, energia della biomassa, dei gas di 
discarica, dei gas residuati dai processi di depurazione e biogas;

g) SPID/CIE il sistema unico di accesso con identità digitale ai servizi online della pubblica 
amministrazione italiana e dei privati aderenti nei rispettivi portali web di cui 64 

tramite la carta di identità elettronica (CIE) o sistemi equivalenti riconosciuti ai sensi del 
medesimo articolo 64;

h) piattaforma informatica
Area Clienti

(www.gse.it);
i) punto di prelievo (POD) codice alfanumerico che identifica in modo certo il punto fisico 

l) completamento degli investimenti

109 del TUIR, a prescindere dai principi contabili adottati, e data di fine lavori degli 

m) struttura produttiva
medesima particella catastale o su particelle contigue, finalizzato alla produzione di beni o 

Articolo 2
(Oggetto)

1. Il presente decreto, con gli allegati che ne costituiscono parte integrante, reca le modalità 

n. 199, che istituisce la maggiorazione del costo di acquisizione, con esclusivo riferimento alla 
determinazione delle quote di ammortamento e dei canoni di locazione finanziaria, degli 
investimenti in beni strumentali nuovi funzionali alla trasformazione tecnologica e digitale delle 
imprese di cui agli allegati IV e

lettera l), dal 1° gennaio 2026 al 30 settembre 2028.

Articolo 3
(Procedura di accesso al beneficio)

1. Per trasmette una o più comunicazioni preventive per ciascuna 
struttura produttiva 

struttura produttiva
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investimenti nei beni di cui agli allegati IV e V alla legge 30 dicembre 2025, n. 199, nonché 

prevista di entrata in funzione; dei dati relativi della maggiorazione delle quote 
di ammortamento e dei canoni di locazione finanziaria.

2. Per ciascuna comunicazione preventiva di cui al comma 1, entro sessanta giorni dalla notifica 
della comunicazione di esito positivo inviata dal GSE ai sensi del comma 4, trasmette 

per cento del costo di acquisizione di ciascun bene, contenente i dati identificativi delle fatture 
relative ai costi agevolabili. La comunicazione di conferma non può avere ad oggetto 
investimenti in beni diversi ovvero di ammontare superiore rispetto a quelli oggetto della 
comunicazione trasmessa ai sensi del comma 1. Per i beni oggetto di locazione finanziaria, fermo 
restando di invio della comunicazione di cui al presente comma, il pagamento di quote 
per il raggiungimento del 20 per cento del costo di acquisizione si considera soddisfatto con la 

o.

3. Al completamento degli investimenti
e V alla legge 30 dicembre 2025, n. 199, al sistema aziendale di gestione della produzione o alla 

comunicazioni di completamento riferite a uno o più beni oggetto della medesima 
comunicazione di conferma di cui al comma 2, corredate da attestazioni di possesso della 
documentazione di cui agli articoli 6 e 7. Il termine del 15 novembre 2028 è prorogato di 20 
giorni in caso di richiesta di integrazione documentale da parte del GSE ai sensi del comma 4. 
La comunicazione di completamento non può avere ad oggetto investimenti in beni diversi 
ovvero di ammontare superiore rispetto a quelli oggetto della comunicazione trasmessa ai sensi 
del comma 2. Le comunicazioni di completamento riportano, per ciascun bene, la data di 
completamento 

4.
una ricevuta di avvenuto invio rilasciata dalla piattaforma informatica. Il GSE, verificati il 
corretto caricamento dei dati e la completezza delle informazioni rese, entro dieci giorni dalla 

verifiche effettuate ovvero i dati e la documentazione da integrare nel termine di dieci giorni. 
Qualora i dati e la documentazione trasmessa nei predetti termini risultino idonei a superare le 
carenze riscontrate, il GSE, entro dieci giorni dalla presentazione delle integrazioni, comunica 
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5. Il mancato invio da parte delle imprese delle comunicazioni e delle integrazioni di cui ai commi 
da 1 a 4 nei termini e nelle modalità previste comporta il mancato perfezionamento della 
procedura per la fruizione del beneficio.

6. a partire dalla prima 
comunicazione preventiva trasmessa ai sensi del comma 1, e fino al termine di fruizione

ai sensi 4, ciascuna impresa è tenuta a trasmettere:

a) entro il 20 gennaio di ciascun anno, una comunicazione periodica contenente le informazioni 
relative agli investimenti effettuati, al costo sostenuto e alla previsione di utilizzo del beneficio;

b) entro il successivo 30 giugno, una comunicazione integrativa della precedente recante il
relativo
ciascun esercizio.

7. Le comunicazioni di cui ai commi 1, 2, 3 e 6 del presente articolo sono trasmesse tramite la 

sito internet del GSE (www.gse.it), accessibile tramite SPID/CIE, utilizzando i modelli di 

disponibili. 

Articolo 4
(Misura e fruizione del beneficio)

1.
determinazione delle imposte sui redditi, a decorrere dal periodo nel quale
trasmette al GSE la comunicazione di completamento degli investimenti 
comma 3, sempre che il bene oggetto di investimento sia entrato in funzione entro il medesimo 

. La fruizione della maggiorazione è, in ogni caso, subordinata alla ricezione 
della comunicazione di esito positivo
3, comma 4, rispetto a ciascuna comunicazione di completamento degli investimenti.

2. Il beneficio è determinato sulla base delle spese agevolabili per gli investimenti di cui 

nella misura del 180 per cento per la quota degli investimenti fino a 2,5 milioni di euro, nella 
misura del 100 per cento per la quota degli investimenti oltre 2,5 milioni di euro e fino a 10 
milioni di euro e nella misura del 50 per cento per la quota degli investimenti oltre 10 milioni 
di euro e fino a 20 milioni di euro.

Articolo 5
(Apertura della piattaforma e approvazione dei modelli e degli allegati per

la presentazione delle comunicazioni)

1. Con uno o più decreti direttoriali del Direttore della Direzione generale per la politica industriale, 
Ministero,
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sono individuati i termini di apertura della piattaforma informatica e sono approvati i modelli di
comunicazione, i relativi allegati e le istruzioni di compilazione, per la presentazione delle 

2. Dei provvedimenti direttoriali previsti al comma 1 è data pubblicità nei siti internet istituzionali 
del Ministero e del GSE e nella piattaforma Incentivi.gov.it.

3. per le esigenze 
di monitoraggio degli oneri e per lo sviluppo della piattaforma informatica utilizzata e gli 

il Ministero si avvale del GSE mediante apposita convenzione , comma 
435, della legge 30 dicembre 2025, n. 199.

Articolo 6
(Perizia tecnica asseverata)

1. Le caratteristiche tecniche dei beni, tali da includerli negli elenchi di cui agli allegati IV e V alla 
legge 30 dicembre 2025, n. 199, degli stessi al sistema aziendale di gestione 
della produzione o alla rete di fornitura, nonché il soddisfacimento delle caratteristiche previste 

corredate di analisi tecniche, rilasciate da un ingegnere o da un perito industriale iscritti nei 
rispettivi albi professionali o mediante una attestazione, corredata di tecnica, rilasciata 
da un ente di certificazione accreditato, dotati di idonee coperture assicurative. Relativamente al 
settore agricolo la perizia tecnica, per i beni inclusi negli elenchi di cui agli allegati IV e V alla 
legge 30 dicembre 2025, n. 199, può essere rilasciata anche da un dottore agronomo o forestale, 
da un agrotecnico laureato o da un perito agrario laureato.

Articolo 7
(Certificazione contabile e requisiti dei soggetti abilitati al rilascio)

1.

contabile.

2. Sono abilitati al rilascio della certificazione contabile i soggetti incaricati della revisione legale 
dei conti ai sensi del decreto legislativo 27 gennaio 2010, n. 39, dotati di idonee coperture 
assicurative. Per le imprese non obbligate per legge alla revisione legale dei conti, la 
certificazione è rilasciata da un revisore legale dei conti o da una società di revisione legale dei 
conti, iscritti nella sezione A

di tale incarico il revisore legale dei conti o la società di revisione 
legale dei conti osservano i principi di indipendenza elaborati ai sensi 10 del citato 
decreto legislativo n. 39 del 2010 e, in attesa della loro adozione, quelli previsti dal codice etico 
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Articolo 8
(Beni materiali finalizzati di energia da fonti rinnovabili destinata 

1.
energia da fonti rinnovabili 

localizzati sulle medesime particelle catastali su cui insiste la struttura produttiva, ovvero 
localizzati su particelle catastali differenti, a condizione che siano connessi alla rete elettrica per 
il tramite di punti di prelievo (POD) esistenti e riconducibili alla medesima struttura produttiva, 

novembre 2021, n. 199, localizzati nella medesima zona di mercato su cui insiste la struttura 
produttiva, sono agevolabili le spese relative a:

a) i gruppi di generazione elettrica;

b) i trasformatori posti a monte dei punti di connessione della rete elettrica, nonché i 

c) gli impianti per la produzione di energia termica, inclusi i relativi sistemi di accumulo, 
utilizzata esclusivamente come calore di processo e non cedibile a terzi, con 
elettrificazione dei consumi termici, alimentata tramite energia elettrica rinnovabile 
autoprodotta e autoconsumata ovvero certificata come rinnovabile attraverso un 
contratto di fornitura di energia rinnovabile ai sensi della deliberazione ARERA ARG/elt 
104/11;

d) i servizi ausiliari di impianto;

e) gli impianti per lo stoccaggio asserviti agli impianti di cui alla lettera a).

2. Il dimensionamento degli impianti di produzione di energia elettrica da fonti rinnovabili di cui 
al comma 1 è determinato considerando una producibilità massima attesa non eccedente il 105 
per cento del fabbisogno energetico della struttura produttiva, determinato come somma dei 

uso diretto di energia termica o di combustibili 
utilizzati per la produzione di energia termica ad uso della struttura produttiva, calcolati tramite 

dimensionamento degli impianti di 
produzione di energia termica da fonti rinnovabili è determinato con riferimento esclusivo al 
fabbisogno del calore di processo.

3. Per gli impianti di produzione di energia elettrica da fonti rinnovabili e i relativi sistemi di 
accumulo il costo massimo ammissibile delle spese di cui al comma 1 è calcolato secondo i 
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Articolo 9
(Controlli)

1. Il GSE, sulla base della convenzione stipulata con il Ministero, di cui al comma 435
1 della legge 30 dicembre 2025, n. 199, effettua le verifiche documentali e i controlli in relazione 
agli investimenti agevolati, nei termini di cui 43 del D.P.R. 29 settembre 1973,
n. 600, verificando la sussistenza dei requisiti tecnici e dei presupposti previsti dalla legge e dal 

realizzati alle dichiarazioni, informazioni e ai dati forniti nel corso della procedura di accesso di 

2. Ai fini delle attività di controllo di cui al comma 1, nonché delle ordinarie attività di 
accertamento svolte delle entrate, è tenuta a conservare e a rendere
disponibile la documentazione necessaria alla verifica della correttezza e della veridicità delle 
dichiarazioni, delle informazioni e dei dati forniti attraverso la piattaforma informatica e 

comprese le perizie e le attestazioni di cui agli articoli 6 e 7, nonché le fatture, i documenti di 
e dei beni agevolati.

3. Il GSE può, altresì, richiedere alle Amministrazioni pubbliche interessate eventuale altra 
documentazione comprovante la sussistenza dei requisiti.

Articolo 10
(Decadenza)

1. decade totalmente o parzialmente dal diritto al beneficio al ricorrere di una o più 
delle seguenti circostanze:

a) nel corso del periodo di fruizione della maggiorazione del costo si verifica il realizzo a 
titolo oneroso del bene oggetto ovvero se il bene è destinato a strutture 

imposta del 
realizzo;

b) assenza di uno o più requisiti di ammissibilità ovvero documentazione irregolare per fatti 

c)
sostenimento e la corretta determinazione dei costi agevolabili e del relativo beneficio;

d) false dichiarazioni rese nella procedura di cui al presente decreto;

e) impossibilità di effettuare i controlli per cause imputabili ai soggetti beneficiari;

f) altre violazioni o inadempimenti da cui consegua la non spettanza anche parziale del 
beneficio.
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Articolo 11
(Recupero)

1.
GSE

entrate indicando i presupposti, i mezzi di prova e le ragioni giuridiche della decadenza per la 
conseguente attività di recupero del relativo importo, maggiorato di interessi e sanzioni.

2. Le modalità delle comunicazioni del GSE comma 1, nonché 

sono disciplinate con apposita convenzione.

Articolo 12
(Monitoraggio)

1.
agevolativa di cui al presente decreto, il GSE trasmette al Ministero

Articolo 13
(Trattamento dei dati personali)

1. I dati personali di cui il Ministero e il GSE vengano in possesso in occasione del presente 
procedimento sono trattati nel rispetto del decreto legislativo del 30 giugno 2003, n. 196, nonché 
ai sensi della disciplina del regolamento (UE) 2016/679.

2. I soggetti che intendono fruire del beneficio disciplinato dal presente decreto sono tenuti a 
prendere visione, in sede di presentazione della comunicazione preventiva, sul 
trattamento dei dati personali pubblicata nel sito internet del GSE.

Il presente decreto sarà trasmesso ai competenti organi di controllo e pubblicato nel sito internet 
istituzionale del Ministero (www.mimit.gov.it). Le informazioni rilevanti in merito al presente 
intervento sono pubblicate nella piattaforma Incentivi.gov.it (www.incentivi.gov.it).
del presente decreto è dato, altresì, avviso nella Gazzetta Ufficiale della Repubblica Italiana.

MINISTRO DELLE IMPRESE E MINISTRO E
DEL MADE IN ITALY DELLE FINANZE
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Allegato 1

SEZIONE I

elettrica equivalente.

utilizzati per soddisfare il fabbisogno termico della struttura produttiva o, ad esempio,
termica associata a un fluido termovettore acquistato, è calcolata sulla base della seguente 
formula, utilizzando i fattori di conversione riportati nella Tabella A:

[kWhe]

dove:

Qi = quantità di combustibile o energia termica

ftep,i = fattore di conversione in tonnellate equivalenti di petrolio

0,187 = fattore di conversione tra energia elettrica prelevata dalla rete ed energia primaria
tep/MWh

La producibilità attesa è determinata secondo il seguente algoritmo:

Producibilità × fabbisogno energetico della struttura produttiva = 

105 % × [Energia elettrica prelevata dalla rete +
min( ; ) 

[kWhe]
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Tabella 1 Fattori di conversione ai fini del calcolo elettrica equivalente.

Fonte o vettore energetico
Unità di misura 

(Qi)

Fattore di 
conversione 

( , )

Gasolio
t 1,02

litri 0,00086

Olio combustibile t 0,98

Gas di petrolio liquefatti (GPL) stato liquido t 1,10

Gas di petrolio liquefatti (GPL) stato liquido litri 0,000616

Gas di petrolio liquefatti (GPL) stato gassoso Sm³ 0,00253

Gas di petrolio liquefatti (GPL) stato gassoso Nm³ 0,00267

Oli vegetali
t 0,88

litri 0,00079

Pellet t 0,40

Legna macinata fresca (cippato) t 0,20

Gas naturale
Sm³ 0,000836

Nm³ 0,000882

Gas Naturale Liquefatto (GNL) t 1,08

Biogas
Sm³ 0,00052

Nm³ 0,00055

Calore consumato da fluido termovettore acquistato
MWh 0,103

GJ 0,029
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SEZIONE II

Tabella 2a Parametri per il calcolo in euro/kW del costo massimo ammissibile per gli 
impianti di produzione di energia elettrica da fonti rinnovabili, suddivisi per ciascuna fonte 
energetica

Fonte rinnovabile

P
kWe

20 kWe <P
200 kWe 

200 kWe <P
600 kWe 
[kWe]

600 kWe <P

1000 kWe

1000 kWe
< P

Solare 
(fotovoltaico)*

Lettera b) 1.420 1.120 1.020 910 840

Lettera c) 1.500 1.200 1.100 1.000 940

Eolica 2.640 2.160 1.280 1.080

Geotermica 2.750 1.800

Idraulica** 2.970 2.640 2.380 1.850

Biomassa 400 370
* Potenze di picco (kWp). Lettere riferite alle tipologie di moduli iscritti nel Registro dei Moduli 
Fotovoltaici.
** Per la fonte idraulica il costo specifico di cui alla tabella precedente è riferito alla potenza 
nominale delle turbine idrauliche di impianto.
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Tabella 2b Coefficiente per il calcolo del costo massimo ammissibile per i sistemi di 
accumulo espresso per fonte energetica e fascia di potenza

Fonte rinnovabile

P
kWe

20 kWe <P
kWe

200 kWe <P
600 kWe 
[kWe]

600 kWe <P

1000 kWe

1000 kWe
< P

Solare 
(fotovoltaico)

Lettera b) 2 1.5 1.5 1.2 1.0

Lettera c) 2 1.5 1.5 1.2 1.0

Eolica 2,5 2.0 1.8 1.5

Geotermica 0.5 0.5

Idraulica 0.5 0.5 0.5 0.5

Biomassa 0.5 0.5
* Il coefficiente esprime il rapporto massimo tra il valore degli investimenti agevolabili in sistemi 
di accumulo di energia elettrica e il valore degli investimenti agevolabili in impianti di produzione 
di energia elettrica da fonti rinnovabili: 
agevolabile impianto produzione energia rinnovabile. Il coefficiente è applicato distintamente 

funzionalmente asservito a più impianti di produzione di energia elettrica da fonti rinnovabili 
ammissibili, il limite agevolabile è determinato come somma dei valori massimi calcolati per 

Tabella 2c Parametri per il calcolo in euro/kW del costo massimo ammissibile per gli 
impianti di produzione di energia termica da fonti rinnovabili, suddivisi per ciascuna fonte 
energetica

Fonte 
rinnovabile

1000
kWt

1000 kWt < P

Aria/aria 720 500

Aria/acqua 1.560 1.000

Geotermica 2.280 2.000

Biomassa 5.600 3.900



14

Tabella 2d Parametri per il calcolo del costo massimo ammissibile per gli impianti di 
produzione di energia termica da fonte solare

Superficie [m2]
m2 200 200 

Tm funzionamento [°C]

50 491 220 176 

75 507 249 220 

150 572 278 235 


